
875 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Wille, 
Peter und Genossen betreffend ein Bundesver­
fassungsgesetz, mit dem das Bundesverfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsicht­
lich haushalts rechtlicher Bestimmungen geän-

dert wird (3/ A) 

Lehre und Praxis stimmen darin überein, daß die 
Rechtsgrundlagen für die Haushaltsfü~rung des 
Bundes nicht mehr befriedigen können. Die verfas­
sungsrechtliche Grundlage - Art. 51 B-VG -
blieb, von unbedeutenden Ergänzungen abgesehen, 
seit seiner Beschlußfassung im Jahre 1920 unverän­
dert. Ein weiterer wesentlicher Teil des Bundes­
haushaltsrechtes, Art. 5 und 6 des Verwaltungsent­
lastungsgesetzes aus dem Jahre 1925, stammt eben­
falls aus einer Zeit, in der der moderne Leistungs­
staat erst am Beginn seiner Entwicklung stand. 
Weitere wichtige Teile des Haushaltsrechtes, die 
allgemeinen Teile der jährlichen Bundesfinanzge­
setze, weisen hingegen höchste Aktualität auf, sie 
lassen jedoch im Hinblick auf ihre jeweils nur ein­
jährige Geltungsdauer die notwendige Kontinuität 
missen. All dies läßt eine Neufassung des Haus­
haltsrechtes des Bundes sinnvoll und notwendig 
erscheinen. 

Das Ziel einer umfassenden Neugestaltung des 
Bundeshaushaltsrechtes kann im Hinblick auf die 
Zersplitterung der Rechtsquellen des geltenden 
Haushaltsrechtes und seinen aus dem unterschiedli­
chen Alter resultierenden verschiedenen Strukturen 
im Wege von Novellierungen kaum mehr erreicht 
werden. Vielmehr erscheint es notwendig, das ver­
fassungs- und einfachgesetzliche Haushaltsrecht 
völlig neu zu kodifizieren. Nur auf diese Weise 
wird es möglich sein, ein umfassendes, einheitliches 
und den Anforderungen der modernen Wirt­
schafts- und Finanzpolitik gerecht werdendes 
finanzpolitisches Instrumentarium zu schaffen. 

Die ersten Bemühungen zur Neufassung des 
Bundeshaushaltsrechtes wurden durch die Budget­
rechtserkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes im 

Jahre 1962 und 1966 ausgelöst und führten 1967 
zur Einbringung einer Regierungsvorlage (633 der 
Beilagen, XI. GP), betreffend die Abänderung und 
Ergänzung haushaltsrechtlicher Bestimmungen des 
Bundes-Verfassungsgesetzes. Der im Jahre 1968 als 
Regierungsvorlage eingebrachte Entwurf eines 
Bundeshaushaltsgesetzes (872 der Beilagen, 
XI. GP) hatte jedoch lediglich eine Neuordnung 
des einfachgesetzlichen Haushaltsrechtes zum Ziel., 
Gleiches gilt für den von der Bundesregierung im 
Jahre 1973 eingebrachten Entwurf eines Bundes­
haushaltsgesetzes (609 der Beilagen, XIII. GP). 
Beide Regierungsvorlagen führten zu keinen ent­
sprechenden Gesetzesbeschlüssen des Nationalra­
tes. 

In weiterer Folge fand am 8. Mai 1978 zum 
Thema "Probleme eines modernen Haushaltsrech­
tes" eine der ersten parlamentarischen Enqueten 
auf Grund des Geschäftsordnungsgesetzes 1975 
statt. Als eines der Ergebnisse dieser Enquete 
brachten die Abgeordneten Dr. Fis c her und 
Genossen noch in der XIV. Gesetzgebungsperiode 
einen Initiativantrag (130/ A) ein, der den Entwurf 
einer Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle zur völli­
gen Neugestaltung der Verfassungsbestimmungen 
über das Haushaltsrecht zum Gegenstand hatte, 
Infolge des Auslaufens der Gesetzgebungsperiode 
konnte dieser Antrag jedoch nicht mehr in Bera­
tung gezogen werden. ~ B~ginn der XV. Gesetz­
gebungsperiode brachten daher die Abgeordneten 
Dr. Fis c her und Genossen neuerlich einen die 
Neuordnung des Haushaltsrechtes betreffenden 
Initiativantrag (21 A) ein, zu dessen Beratung der 
Verfassungsausschuß am 21. Juni 1979 einen 
Unterausschuß einsetzte. Dieser hielt vom Juni 
1979 bis Dezember 1982 insgesamt 19, teilweise 
ganztägige Sitzungen ab, in denen weitgehendes 
Einvernehmen über die Neugestaltung der haus­
haltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes erzielt werden konnte. Gegenstand 
dieser Beratungen war auch ein vom Bundesmini­
sterium für Finanzen ausgearbeiteter Entwurf über 
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ein - einfach-gesetzliches - Bundeshaushaltsge­
setz. Eine Beschlußfassung über die beiden Ent­
würfe war jedoch in der xv. Gesetzgebungspe­
riode nicht mehr möglich. 

Die Abgeordneten Will e, Pet e r und Genos­
sen brachten daher gleichzeitig mit dem vorliegen­
den Initiativantrag zur Neufassung der Bestimmun­
gen des Bundes-Verfassungsgesetzes über das 
Haushaltsrecht einen Initiativantrag betreffend ein 
"Bundesgesetz über die -Führung des Bundeshaus­
haltes (Bundeshaushaltsgesetz)" (2/A) ein. Beiden 
Initiativanträgen liegt das Ergebnis der in der 
XV. Gesetzgebungsperiode im genannten Unter­
ausschuß des Verfassungsausschusses geführten 
Verhandhmgen zugrunde. 

Der Verfassungs ausschuß setzte am 9 . Juni 1983 
zur Vorbehandlung des gegenständlichen Initiativ­
aptrages und des Initiativantrages 21 A betreffend 
ein Bundesgesetz über die Führung des Bundes­
haushaltes (Bundeshaushaltsgesetz) einen Unter­
ausschuß ein, dem seitens der Sozialistischen Partei 
die Abgeordneten Dr. G rad i s c h n i k, Dr. 
Ja n k 0 w i t s c h, M ü h I b ach e r, Dr. 
No w 0 t n y, P öde r, Dr. V e sei s k y, seitens 
der Österreichischen Volkspartei Dr. B I e n k, Dr. 
Ermacora, Dipl.-Kfm. DDr. König, Dr. 
Ne iss e r, Dipl.-Kfm. Dr. S te i d I und von der 
Freiheitlichen Partei Österreichs der Abgeordnete 
Mag. K a b a sangehörten. 

Auf Grund von zwischen den Fraktionen geführ­
ten Verhandlungen lagen dem Unterausschuß in 
seiner Sitzung am 14. Jänner 1986 Entwürfe einer 
Bundes-Verfassungsnovelle betreffend haushalts­
rechtliche Bestimmungen und über ein Bundeshaus­
haltsgesetz vor, hinsichtlich welcher ein Einverneh­
men zwischen den Fraktionen festgestellt werden 
konnte. 

Am 29. Jänner 1986 hat der stellvertretende 
Obmann des Unterausschusses Abgeordneter Dr. 
Ne iss e r dem Verfassungsausschuß über das 
Ergebnis der Unterausschußverhandlungen berich­
tet. In der Debatte ergriffen die Abgeordneten Dr. 
E r mac 0 r a, Dr. S ti p p e I, Dr. N eis s e rund 
Mag. K a b a s sowie Bundesminister Dr. V r a -
n i t z k y das Wort. 

Bei der Abstimmung hat der Verfassungsaus­
schuß einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die Annahme des beigedruckten Gesetzentwurfes 
zu empfehlen. 

Grundgedanke des vorliegenden Gesetzentwur­
fes ist eine Vergrößerung der Flexibilität beim B4d­
getvollzug, um insbesondere auf wirtschaftliche 
Entwicklungen rascher, intensiver und wirkungs­
voller reagieren zu können, wobei gleichzeitig die 
Kontrollrechte des Nationalrates beim Vollzug des 
Budgets erweitert werden sollen. 

Die Mitwirkung des Nationalrates soll nicht auf 
die Beratung des jährlichen Bundesfinanzgesetzent­
wurfes und die Beratung des Bundesrechnungsab­
schlusses beschränkt sein, sondern durch eine 
begleitende Budgetkontrolle während des Budget­
vollzuges ergänzt werden. In diesem Zusammen­
hang kommt der Mitwirkung des mit der Vorbera­
tung von Bundesfinanzgesetzen betrauten Aus­
schusses bzw. seines Ständigen Unterausschusses 
besondere Bedeutung zu. 

Weitere Schwerpunkte der vorliegenden Bundes­
Verfassungs-Novelle sind: 

Grundsätzliches Gebot 
öffentlichen Haushalte 
Erfordernissen. 

der Ausrichtung aller 
nach konjunkturellen 

Umfassende Neuregelung für den Fall eines Bud­
_ getprovisoriums. 

Besondere Vorkehrungen für den Einsatz eines 
der Konjunkturentwicklung - aber auch besonde­
ren Krisensituationen - Rechnung tragenden 
haushaltsrechtlichen Instrumentariums. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzent­
wurfes ist zu bemerken: 

Zu Art. 13 Abs. 2: 

Da sich die Haushalte der öffentlichen Hand zu 
einem wichtigen Instrument der Konjunkturpolitik 
entwickelt haben, stellt der für Bund, Länder und 
Gemeinden gleichermaßen verbindliche Auftrag, 
bei ihrer Haushaltsführung die Sicherstellung des 
"gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes" anzu­
streben, einen bedeutsamen Ansatz zu einer aufein­
ander abgestimmten konjunkturpolitisch orientier­
ten Vorgangsweise dar. Der in dieser programmati­
schen Zielsetzung enthaltene neue wirtschaftswis­
senschaftliche Begriff "gesamtwirtschaftliches 
Gleichgewicht" soll ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen einem hohen Beschäftigtenstand, einem 
hinreichend stabilen Geldwert, der Sicherung des 
Wachstumspotentials und der Wahrung des außen­
wirtschaftlichen Gleichgewichts ausdrücken. Diese 
Begriffsumschreibung findet sich bereits im § 22 
Abs.2 des Kreditwesengesetzes (BGBl. Nr. 63/ 
1979) und soll auch im § 2 Abs. 2 des Bundeshaus­
haltsgesetzes Eingang finden. 

Zu Art. 42 Abs. 5: 

Diese Bestimmung hält im wesentlichen an ihrem 
derzeitigen Inhalt fest. Die Abweichungen tragen 
lediglich der begrifflichen Vereinheitlichung 
(Ersatz des Begriffes "Bundesanleihen" durch 
"Finanzschulden" ; vgl. hiezu auch Art. 121 Abs. 3 
B-VG) oder der gebotenen KJarstellung (ausdrück­
licher Hinweis auf eine "vorläufige Vorsorge im 
Sinne von Art. 51 Abs. 5" und auf die "Übernahme 
oder Umwandlung einer Haftung des Bundes", die 
bisher von der Lehre als "Verfügung über Bundes­
vermögen" betrachtet wurde) Rechnung. 
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Zu Art. 51: 

Diese Bestimmung enthält gegenüber ihrer der­
zeitigen Fassung nicht nur begriffliche Klarstellun­
gen, sondern auch einige wesentliche Neuerungen. 
Die begrifflichen Klarstellungen beziehen sich auf 
die systematisch einheitliche Benennung "Bundesfi­
nanzgesetz" und die Umschreibung von dessen 
Bestandteilen. Zwingend notwendige Bestandteile 
des Bundesfinanzgesetzes sind demnach der "Bun­
desvoranschlag" und der "Stellenplan" ; dies ergibt 
sich bereits aus der derzeitigen Fassung des Art. 51 
Abs. 3. Die ebenfalls als Bestandteile des Bundesfi­
nanzgesetzes geltenden "weiteren für die Haus­
haltsführung im jeweiligen Finanzjahr wesentlichen 
Grundlagen" sind gegenwärtig der "Fahrzeugplan" 
(vgl. § 27 des Bundeshaushaltsgesetzes) und der 
"Plan für Datenverarbeitungsanlagen" (vgl. § 28 . 
loc. cit.), doch ist deren ausdrückliche Anführung 
und eine taxative Aufzählung der in Betracht kom­
menden Unterlagen mit Rücksicht auf mögliche 
Änderungen künftiger Erfordernisse unterblieben. 

Der im Abs. 6 enthaltene Auftrag an den einfa­
chen Bundesgesetzgeber stellt klar, daß solche all­
gemeine Ordnungsvorschriften durch einfaches 
Bundesgesetz in verfassungsrechtlich einwandfreier 
Weise erlassen werden dürfen, und bestimmt 
außerdem, daß diese Vorschriften - auch wenn sie 
(außerhalb des Bundeshaushaltsgesetzes) in ande­
ren Bundesgesetzen enthalten sind - nach einheit­
lichen Grundsätzen aufzustellen sind. Um die bis­
herigen Auslegungsschwierigkeiten hinsichtlich des 
verfassungsrechtlichen Begriffes "Finanzschulden" 
zu vermeiden, enthält diese Bestimmung auch eine 
kurzgefaßte Begriffsumschreibung, deren nähere 
Ausführung im Bundeshaushaltsgesetz (§ 65) vor­
gesehen ist. Schließlich ist darin auch die verfas­
sungsrechtliche Grundlage für die Mitwirkung des 
Rechnungshofes an der Ordnung des Rechnungs­
wesens zu erblicken. 

Eine Neuerung stellt die zwecks Vermeidung 
von ansonsten notwendiger Doppelbudgetierungen 
vorgesehene Möglichkeit der sogenannten Netto­
budgetierung bei Bundesbetrieben und Sonderver­
mögen des Bundes (zB Verwaltungsfonds) im Bun­
desvoranschlag dar. Um die gebotene Einfluß­
nahme des Nationalrates auf die Mittelverteilung 
auch in diesem Bereich der Bundesverwaltung 
sicherzustellen, sollen in einem solchen Falle trotz­
dem die Einnahmen. und Ausgaben in einer 
"Anlage" zum Bundesfinanzgesetz gesondert aus­
gewiesen und damit der gesonderten Beschlußfas­
sung des Nationalrates unterworfen werden: 

Als wesentliche Neuerung ist die im Abs. 4 für 
gen Fall vorgesehene Vorsorge, daß der Entwurf 
eines Bundesfinanzgesetzes durch die Bundesregie­
rung nicht zeitgerecht vorgelegt wurde, anzusehen. 

Auch die im Abs. 5 enthaltene Regelung des sog. 
automatischen Budgetprovisoriums sieht im Inter­
esse der Gewährleistung einer geordneten Haus-

. haltsführung Erweiterungen in zeitlicher und 
inhaltlicher Hinsicht gegenüber der derzeitigen 
Fassung des Art. 51 Abs. 3 vor. 

Zu Art. 51 a: 

Absatz 1 stellt die verfassungsrechtliche Grund­
lage für die Mitwirkung des Bundesministers für 
Finanzen an bestimmten Belangen der Haushalts­
fÜhrung der anderen obersten Organe des Bundes 
dar. Diese Mitwirkungsbefugnis entspricht der Ver­
antwortlichkeit des Bundesministers für Finanzen 
für die Führung des Bundeshaushaltes im ganzen 
gesehen. Wenngleich die Mitwirkung des Bundes­
ministers für Finanzen gemäß dieser Bestimmung 
auf die Einnahmen- und Ausgabengebarung abge­
stellt ist, weil sich auch das der Beschlußfassung des 
Nationalrates vorbehaltene Bundesfinanzgesetz 
ausdrücklich auf die "Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes" im jeweiligen Finanzjahr (vgl. Art. 51 
Abs. 3) bezieht, schließt dies nicht aus, daß im Rah­
men der einfach-gesetzlichen Haushaltsvorschrif­
ten (vgl. Art. 51 Abs.6) auch diesen Grundsätzen 
entsprechende Regelungen über die Mitwirkung 
des Bundesministers für Finanzen an sonstigen -
im Zusammenhang mit der Einnahmen- und Aus­
gabengebarung stehenden - Aufgaben der Haus­
haltsführung anderer oberster Organe (zB bei 
Begründung von Vorbelastungen und bei Verfü­
gungen über Bundesvermögen) getroffen werden 
können. 

Absatz 2 enthält Regelungen über das_ sich auf 
die Haushaltsführung beziehende konjunkturpoliti­
sche Instrumentarium. Hiezu gehörender Kon­
junkturausgleichsvoranschlag, sofern ein solcher im 
jeweiligen Bundesfinanzgesetz, das auch die nähe­
ren Voraussetzungen für seine Anwendung zu 
bestimmen hat, vorgesehen ist, sowie die vorläufige 
und die endgültige Ausgabenbindung. 

Zu Art. 51 b: 

Als Grundsatz wird im Abs. 1 festgehalten, daß 
im Falle der Notwendigkeit außer- oder überplan­
mäßiger Überschreitungen der im Bundesfinanzge­
setz (Anlage "Bundesvoranschlag") vorgesehenen 
Ausgabenansätze die verfassungsmäßige Bewilli­
gung des Nationalrates erforderlich ist. Für den 
Fall der "Gefahr im Verzug" soll allerdings durch 
Abs. 2 die Möglichkeit geschaffen werden, solche 
Ausgaben innerhalb bestimmter Grenzen auf 
Grund einer von der Bundesregierung nach Her­
stellung 'des Einvernehmens mit ei~em hiefür 
betrauten Ausschuß des Nationalrates zu erlassen­
den Verordnung zu leisten, "Gefahr im Verzug" 
wird dann als gegeben anzunehmen sein, wenn im 
Laufe des Finanzjahres ein von der Bundesregie­
rung zum Zeitpunkt der Vorlage des Bundesfinanz­
gesetzentwurfes an den Nationalrat unvorl1erseh­
barer Bedarf eintritt und die hieraus resultierende 
über- oder außerplanmäßige Ausgabe so vordring­
lich ist, daß die gemäß Art. 51 b Abs, 1 erforderli-
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ehe Bewilligung des Nationalrates nicht mehr 
rechtzeitig eingeholt werden kann. 

Überdies soll der Bundesminister für Finanzen 
die Befugnis erhalten, bestimmten im Abs. 3 bzw. 
im jährlichen Bundesfinanzgesetz (vgL Abs.4) 
näher abgegrenzten überplanmäßigen Ausgaben 
auch ohne Bewilligung des Nationalrates oder des 
von diesem betrauten Ausschusses zuzustimmen. 
Mehrausgaben, die "infolge unmittelbar damit 
zusammenhängender Mehrleistungen oder Mehr­
einnahmen erforderlich werden" (vgL Abs. 3 Z 4) 
können insbesondere bei erhöhten Leistungen der 
Bundesbetriebe und betriebsähnlicher Einrichtun­
gen oder zB auch bei gesonderten - dh. über die 
laufende Forschungstätigkeit hinausgehenden -
Forschungsaufträgen an ein Universitätsinstitut ent­
stehen. 

V oraussetzung aller Überschreitungsbewilligun­
gen ist jedoch 'die Sicherstellung der Bedeckung 
(Abs. 5) durch Mehreinnahmen oder Ausgabenein­
sparungen. 

Eine auf dep. "Verteidigungs fall" beschränkte 
Sonderform der Überschreitungsbewilligung sieht 
die Bewilligung durch eine Art Notverordnung der 
Bundesregierung vor, deren Erlassung die vorhe­
rige Herstellung des Einvernehmens mit dem 
zuständigen Ausschuß des Nationalrates erfordert. 
Der Begriff "Verteidigungsfall" ist im Sinne der 
Entschließung des Nationalrates vom 10. Juni 1975 
zu verstehen. 

Zu Art. 51 c: 

Eine wesentliche Neuerung stellt die im Abs. 1 
vorgesehene Betrauung eines Ausschusses des 
Nationalrates mit Aufgaben der Mitwirkung an der 
Haushaltsführung dar. Dieser Ausschuß kann sich 
bei Erfüllung bestimmter Aufgaben auch seines 
"Ständigen Unterausschusses" bedienen. Diese 
Maßnahme stellt nicht nur eine bedeutende Entla­
stung des Nationalrates, sondern auch eine Verfah­
renserleichterung für die Verwaltung dar, die der 
Notwendigkeit einer Beschleunigung des Entschei-

Pöder 

Berichterstatter 

dungsprozesses in diesen Angelegenheiten und dem 
Bestreben nach einer begleitenden Budgetkontrolle 
Rechnung tragen solL 

Zu Art. 121 Abs.2: 

Das bisher im 2. Satz dieser Bestimmung vorge­
sehene - zeitlich begrenzte Veröffentlichungsver­
bot für den Bundesrechnungsabschluß soll ebenso 
wie das derzeit im Art. 51 Abs. 1 letzter Satz ent­
haltene gleichartige Veröffentlichungsverbot für 
den von der Bundesregierung beschlossenen Bun­
desvoranschlagsentwurf mit Rücksicht auf rechts­
politische Überlegungen und praktische Erfahrun­
gen entfallen. Die erwähnten rechtspolitischen 
Überlegungen sollen einer tragenden Zielvorstel­
lung der Finanzwissenschaft, und zwar der 
"Öffentlichkeit des Budgets", die sich auf sämtliche 
Stadien der Voranschlags erstellung und Haushalts­
führung erstreckt, Rechnung tragen; dies umso 
mehr als dieser Publizitäts gedanke nicht nur in 
zahlreichen Gemeindeordnungen Österreichs (vgL 
§ 86 Abs. 2 der Verfassung der Bundeshauptstadt 
Wien) Eingang gefunden hat, sondern auch in den 
meisten anderen Staaten uneingeschränkt aner­
kannt wird. Die Erfahrungen seit Einführung die­
ser Veröffentlichungsverbote im Jahre 1961 zeigen 
überdies, daß sich diese Verbote in ihrer prakti­
schen Durchsetzbarkeit als kaum wirksam erwiesen 
haben. 

Zu Art. 126 d Abs. 1: 

Die hier geregelten Berichte des Rechnungshofes 
sollen einh.eitlich erst nach ihrer Vorlage an den 
Nationalrat veröffentlicht werden, da deren vorhe­
rige Publizität infolge der Eigenart dieser Berichte 
rechtspolitisch nicht erwünscht wäre. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Verfas­
sungsausschuß somit den An t rag, der National­
rat wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e set z -
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, 19860129 

Dr. Schranz 

Obmann· 

°jo 
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0/0 

Bundesverfassungsgesetz vom 
XXXXXXX, mit dem das Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsicht­
lich haushaltsrechtlicher Bestimmungen geän-

dert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929, zuletzt geändert durch das Bundesverfas­
sungsgesetz BGBL Nr. 490/1984, wird wie folgt 
geändert: 

1. Der bisherige Artikel 13 erhält die Absatzbe­
zeichnung ,,(1)"; ihm ist folgender Absatz 2 anzu­
fügen: 

,,(2) Bund, Länder und Gemeinden haben bei 
ih~er Haushaltsführung die Sicherstellung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes anzustre­
ben." 

2. Art. 42 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Insoweit Gesetzesbeschlüsse des Nationalra­
tes die Geschäftsordnung des Nationalrates, die 
Auflösung des Nationalrates, ein BUridesfinanzge­
setz, eine vorläufige Vorsorge im Sinne von Art. 51 
Abs .. ? oder eine Verfügung über Bundesvermögen, 
die Ubernahme oder Umwandlung einer Haftung 
des Bundes, das Eingehen oder die Umwandlung 
einer Finanzschuld des Bundes oder die Genehmi­
gung eines Bundesrechnungsabschlusses betreffen, 
steht dem Bundesrat keine Mitwirkung zu." 

3. Art. 51 hat zu lauten: 

"Art. 51. (1) Der Nationalrat beschließt das Bun­
desfinanzgesetz; den Beratungen ist der Entwurf 
der Bundesregierung zugrunde zu legen. 

(2) Die Bundesregierung hat dem Nationalrat 
spätestens zehn Wochen vor Ablauf des Finanzjah­
res den Entwurf eines Bundesfinanzgesetzes für das 
folgende Finanzjahr vorzulegen. 

(3) Das Bundesfinanzgesetz hat als Anlagen den 
Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes (Bundesvoranschlag), den Stellenplan für 
das folgende Finanzjahr sowie weitere für die 

Haushaltsführung im jeweiligen Finanzjahr wesent­
liche Grundlagen zu enthalten. Bei Bundesbetrie­
ben und Sondervermögen des Bundes können auch 
nur die Zuschüsse zur Abgangsdeck4ng und die 
dem Bund zufließenden Überschüsse in den Bun­
desvoranschlag aufgenommen werden. In diesem 
Fall sind jedoch die Einnahmen und Ausgaben des 
betreffenden Bundesbetriebes oder des Sonderver­
mögens des Bundes für das folgende Finanzjahr in 
einer Anlage des Bundesfinanzgesetzes gesondert 
auszuweisen. 

(4) -Hat die Bundesregierung dem Nationalrat 
nicht zeitgerecht den Entwurf eines Bundesfinanz­
gesetzes vorgelegt, so kann ein Entwurf eines Bun­
desfinanzgesetzes im Nationalrat auch durch 
Antrag seiner Mitglieder eingebracht werden. Legt 
die Bundesregierung den Entwurf eines Bundesfi­
nanzgesetzes später vor, so kann der Nationalrat 
beschließen, diesen Entwurf seinen Beratungen 
zugrunde zu legen. 

(5) Beschließt der Nationalrat vor Ablauf des 
Finanzjahres kein Bundesfinanzgesetz für das fol­
gende Finanzjahr und trifft er auch keine vorläu­
fige Vorsorge durch Bundesgesetz, so sind die Ein­
nahmen nach der jeweiligen Rechtslage aufzubrin­
gen. Die Ausgaben sind, 

1. sofern die Bundesregierung den Entwurf eines 
Bundesfinanzgesetzes vorgelegt hat, bis zum 
Inkrafttreten einer gesetzlichen Regelung, 
längstens jedoch während der ersten vier 
Monate des folgenden Finanzjahres, gemäß 
diesem Entwurf zu leisten; 

2. sofern die Bundesregierung keinen Entwurf 
eines Bundesfinanzgesetzes vorgelegt hat 
oder wenn im Falle der Z 1 die ersten vier 
Monate des folgenden Finanzjahres abgelau­
fen sind, gemäß den im letzten Bundesfinanz­
gesetz enthaltenen Ausgabenansätzen zli lei­
sten. 

Unter Berücksichtigung der auf Grund von 
Gesetzen eingetretenen Änderungen der ,Einnah­
men und Ausgaben bilden die gemäß Z 1 und 2 
jeweils anzuwendenden Ausgabenansätze des Ent­
wurfes eines Bundesfinanzgesetzes oder des letzten 
Bundesfinanzgesetzes die Höchstgrenzen der 
zulässigen Ausgaben, wobei für jeden Monat ein 
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Zwölf tel dieser Ausgabenansätze als Grundlage 
dient. Die zur Erfüllung von Verpflichtungen 
erforderlichen Ausgaben sind jedoch nach Maß­
gabe ihrer Fälligkeit zu leisten. Gemäß den Bestim­
mungen von Z 1 und 2 können Planstellen auf 
Grund des Entwurfes eines Bundesfinanzgesetzes 
oder des letzten Bundesfinanzgesetzes besetzt, 
Finanzschulden bis zur Hälfte der jeweils vorgese­
henen Höchstbeträge und kurzfristige Verpflich­
tungen zur vorübergehenden Kassenstärkung bis 
zur Höhe der jeweils vorgesehenen Höchstbeträge 
eingegangen werden. Im übrigen sind die Bestim­
mungen des letzten Bundesfinanzgesetzes, ausge­
nommen die darin enthaltenen Einnahmen und 
Ausgaben, sinngemäß anzuwenden. 

(6) Die näheren Bestimmungen über die Erstel­
lung des Bundesfinanzgesetzes und über die Haus­
haltsführung des Bundes sind nach einheitlichen 
Grundsätzen durch Bundesgesetz zu treffen. In 
diesem sind insbesondere die Vorgangsweise bei 
Eingehen und Umwandlung von Verbindlichkeiten 
aus Geldmittelbeschaffungen, die nicht innerhalb 
desselben Finanzjahres getilgt werden, oder aus 
langfristigen Finanzierungen (Finanzschulden), bei 
Begründung von Vorbelastungen, bei Bildung von 
Haushaltsrücklagen, bei Verfügungen über Bun­
desvermögen und bei Haftungsübernahmen des 
Bundes sowie die Mitwirkung des Rechnungshofes 
an der Ordnung des Rechnungswesens zu regeln." 

4. Nach Art. 51 sind folgende Art. 51 a, 51 bund 
51 c einzufügen: 

"Art. 51 a. (1) Der Bundesminister für Finanzen 
hat dafür zu sorgen, daß bei der Haushaltsführung 
zuerst die zur Erfüllung fälliger Verpflichtungen 
erforderlichen Ausgaben und sodann die übrigen 
vorgesehenen Ausgaben, diese jedoch nur nach 
Maßgabe der jeweils zur Verfügung stehenden Ein­
nahmen, unter Beachtung der Grundsätze der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig­
keit geleistet werden. 

(2) Wenn es die Entwicklung der Einnahmen 
und Ausgaben erfordert oder sich im Verlauf des 
Finanzjahres eine wesentliche Änderung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung abzeichnet, 
kann 

1. der Bundesminister für Finanzen die gänzli­
che oder teilweise Anwendung eines im Bun­
desfinanzgesetz vorgesehenen Konjunktur­
ausgleichvoranschlages verfügen; 

2. der Bundesminister für Finanzen mit Zustim­
mung der Bundesregierung vorläufige Ausga­
benbindungen für die Dauer von jeweils läng­
stens sechs Monaten oder endgültige Ausga­
benbindungen verfügen, sofern dadurch die 
Erfüllung fälliger VerpfIichtungen des Bundes 
nicht berührt wird. 

Art. 51 b. (1) Ausgaben, die im Bundesfinanzge­
setz ihrer Art nach nicht vorgesehen sind (außer­
planmäßige Ausgaben) oder die eine Überschrei-

tung von Ausgabenansätzen des Bundesfinanzge­
setzes erfordern (überplanmäßige Ausgaben), dür­
fen im Rahmen der Haushaltsführung nur auf 
Grund bundesfinanzgesetzlicher Ermächtigungen 
geleistet werden. 

(2) Bei Gefahr im Verzug dürfen jedoch auf 
Grund einer Verordnung der Bundesregierung im 
Einvernehmen mit dem mit der Vorberatung von 
Bundesfinanzgesetzen betrauten Ausschuß . des 
Nationalrates unvorhersehbare und unabweisbare 

1. außerplanmäßige Ausgaben im Ausmaß von 
höchstens 1 vT der durch Bundesfinanzgesetz 
vorgesehenen Gesamtausgabensumme; 

2. überplanmäßige Ausgaben im Ausmaß von 
höchstens 2 vT der durch Bundesfinanzgesetz 
vorgesehenen Gesamtausgabensumme 

geleistet werden. Trifft der mit der Vorberatung 
von Bundesfinanzgesetzen betraute Ausschuß des 
Nationalrates innerhalb von zwei Wochen keine 
Entscheidung, so gilt das Einvern'ehmen als herge­
stellt. 

(3) Mit Zustimmung des Bundesministers für 
Finan?en dürfen überplanmäßige Ausgaben dann 
geleistet werden, wenn diese Mehrausgaben 

1. auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung, 
2. aus einer bestehenden Finanzschuld, 
3. auf G~und einer bereits im Zeitpunkt des 

Inkrafttretens des Bundesfinanzgesetzes 
bestehenden sonstigen Verpflichtung oder 

"4. infolge unmittelbar damit zusammenhängen­
der Mehrleistungen oder Mehreinnahmen 

erforderlich werden. 

(4) Der Nationalrat kann im Bundesfinanzgesetz 
den Bundesminister für Finanzen ermächtigen, 
anderen als den im Abs. 3 bezeichneten überplan­
mäßigen Ausgaben zuzustimmen. Diese Ermächti­
gung darf nur erteilt werden, sofern die Über­
schreitung sachlich an Bedingungen geknüpft und 
ziffernmäßig bestimmt oder errechenbar ist sowie 
Ausgaben betroffen sind, . 

1. deren Umschichtung wegen unvorhersehbarer 
Dringlichkeit notwendig ist, ohne daß 

. dadurch die Ausgabengliederung des Bundes­
voranschlages erheblich verändert wird, oder 

2. die notwendig werden, wenn sich im Laufe 
des Finanzjahres eine wesentliche Änderung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
abzeichnet (Art. 51 a Abs. 2) oder 

3. die im Hinblick auf die im Bundesfinanzge­
setz vorgesehene Gesamtausgabensumme von 
geringfügiger Bedeutung sind. 

(5) Eine Ausgabenüberschreitung auf Grund der 
Bestimmungen dieses Artikels darf nur bewilligt 
werden, wenn die Bedeckung durch Einsparungen 
oder durch Mehreinnahmen sichergestellt ist. 

(6) Im Verteidigungs fall dürfen für Zwecke der 
umfassenden Landesverteidigung (Art. 9 a B-VG) 
unabweisliche außerplanmäßige und überplanmä­
ßige Ausgaben innerhalb eines Finanzjahres bis zur 
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Höhe von insgesamt 10 vH der durch Bundesfi­
nanzgesetz vorgesehenen Gesamtausgabensumme 
auf Grund einer Verordnung der Bundesregierung 
im Einvernehmen· mit dem mit der Vorberatung 
von Bundesfinanzgesetzen betrauten Ausschuß des 
Nationalrates geleistet werden. Soweit die Bedek­
kung solcher Mehrausgaben nicht durch Einspa­
rungen oder durch Mehreinnahmen sichergestellt 
werden kann, hat die Verordnung der Bundesregie­
rung den Bundesmi~ister für Finanzen zu ermächti­
gen, durch Eingehen oder Umwandlung von 
Finanzschulden für die erforderliche Bedeckung zu 
sorgen. 

Art. 51 c. (1) Die Mitwirkung des Nationalrates 
an der Haushaltsführung gemäß Art. 51 bund 
Abs.2 obliegt dem mit der Vorberatung von Bun­
d~sfinanzgesetzen betrauten Ausschuß des Natio­
nalrates. Dieser kann bestimmte Aufgaben einem 
Ständigen Unterausschuß übertragen, dem auch die 
Mitwirkung an der Haushaltsführung obliegt, 
wenn der Nationalrat vom Bundespräsidenten nach 
Art. 29 Abs. 1 aufgelöst wird. Der mit der Vorbera­
tung von Bundesfinanzgesetzen betraute Ausschuß 
bzw. sein Ständiger Unterausschuß sind auch 
außerhalb der Tagungen des Nationalrates 
(Art. 28) einzuberufen, wenn sich die Notwendig­
keit hiezu ergibt. Nähere Bestimmungen trifft das 
Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des 
Nationalrates. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen hat dem im 
Abs. 1 genannten Ausschuß des Nationalrates über 
die gemäß Art. 51 a Abs. 2 sowie Art. 51 b Abs. 2 bis . 
4 getroffenen Maßnahmen vierteljährlich zu 
berichten. Weitere Berichte sind diesem Ausschuß 
nach Maßgabe besonderer bundesgesetzlicher V or­
schriften zu übermitteln." 

S. In Art. 121 Abs. 2 ist der letzte Satz zu strei­
chen. 

6. Art. 126 d Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten: 

"Berichte des Rechnungshofes sind nach ihrer V or­
lage an den Nationalrat zu veröffentlichen." 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I dieses Bundesver­
fassungsgesetzes gelten ab 1. Jänner 1987 sowie für 
die Erlassung von Bundesgesetzen, die ab diesem 
Zeitpunkt wirksam werden sollen. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs­
gesetzes ist, soweit darin nicht anderes bestimmt 
wird, die Bundesregierung betraut. 
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